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Die fünfte Kriegsanleihe. 


Die fünfte Kriegsanleihe und die Innungen und die gewerblichen 
Genoſſenſchaften. 


Zum fünften Male ergeht an das deutſche Volk die 
Aufforderung, die Wehrkraft des Vaterlandes durch Zeich⸗ 
nungen auf eine Kriegsanleihe zu ſtärken. Dank den Zeich⸗ 
nungsbedingungen haben Reich und Arm, Hoch und Nied— 
rig Gelegenheit, ſich an den Zeichnungen, die für den 
Zeichner ſelbſt eine vorteilhafte Geldanlage bedeuten, zu 
beteiligen. Wenn unſere Feinde hoffen, daß ſie uns wirt⸗ 
ſchaftlich zu Boden zwingen können, und daß bei der lan⸗ 
gen Dauer des Krieges das deutſche Volk verzagt, ſo gilt 
es zu beweiſen, daß ſich unſere Gegner, zu denen ſich jetzt 
das treuloſe Rumänien gefellt hat, ſchwer irren. Das deut- 
ſche Volk zeige, daß es um ſein Daſein kämpft, daß jeder 
an ſeinem Platze dazu beitragen muß, den Sieg zu errin- 
gen. 

Es ergeht an alle Innungen und gewerbliche Genoſ— 
ſenſchaften auch an dieſer Stelle die dringende Bitte, durch 
erneute Werbetätigkeit bei ihren Mitgliedern und Bewoh⸗ 
nern im Genoſſenſchafts⸗ und Innungsbezirk der fünften 


Anleihe zu einem vollen, durchſchlagenden Erfolg zu ver⸗ 
helfen. 

Für die fünfte Anleihe darf die Zeichnung in dieſem 
Jahre nicht geringer werden als für ihre Vorgänger. Ueber 
die Zeichnungsbedingungen unterrichten die Bekanntma⸗ 
chungen in unſerm amtlichen Organ. Sie geben die nöti⸗ 
gen Winke und Fingerzeige für die Werbearbeit. An die- 
ſer muß ſich jede Genoſſenſchaft und Innung, insbeſondere 
die Mitglieder des Vorſtandes und Aufſichtsrats, jeder 
Rechner wie die Einzelmitglieder beteiligen, und es iſt ſi⸗ 
cher, daß ſie bei eifriger Werbearbeit ſehr viel zu den 
Zeichnungen beitragen können. 

Die Zeichnungsfriſt beträgt einen vollen Monat bis 
zum 5 Oktober, fie ift länger als bei den früheren Anlei⸗ 
hen. Wird die Zeit recht ausgenützt, jo ift ein voller Er- 
folg abzuwarten. 

Möge jede Innung und Genoſſenſchaft nach Kräften 
dazu beitragen. 


Der Vorſitzende. 


Emil Hache. 
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Merkblatt 

für Arbeiterſammelzeichnungen und Grundzüge für ein 
Zuſammenarbeiten, 

1. Je größer die Zahl der Kriegsanleihezeichnungen, 
deſto eindringlicher wird unſeren Feinden bewieſen, daß 
das ganze deutſche Volk geſchloſſen hinter der Reichs⸗Re⸗ 
gierung ſteht. Auch die kleinſte Zeichnung z. B. 10, 20 Mk. 
uſw.) trägt in dieſem Zuſammenhange zu einer Verkür⸗ 
zung des Krieges bei. Jeder Arbeitgeber muß auf dem 
Wege der Sammelzeichnung ſeinen Angeſtellten und Ar⸗ 
ee die Zeichnung auf die neue Kriegsanleihe ermög⸗ 
lichen. 

2. Bei Veranſtaltung einer Sammelzeichnung iſt zu 
beachten: 

1.) Mit der zuſtändigen Kreis- oder Stadt⸗Sparkaſſe 
oder der bisherigen Bankverbindung des Arbeitgebers 
wird ein Abkommen nach Maßgabe der Ziffern 5 und 6 
dieſes Merkblattes getroffen. (Vergl. beiliegende Grund- 
züge). 

2.) Aus der Zahl der Arbeiter wird eine Perſön⸗ 
lichkeit als Vertrauensmann ausgewählt und über Weſen 
und Bedeutung ſowie über die techniſche Seite der geplan⸗ 
ten Sammelzeichnungen unterrichtet. 

3.) Die Arbeiter werden — gegebenenfalls in kleine— 
ren Gruppen — in einem geeigneten, mit Schreibgelegen- 
heit verſehenen Raum zuſammenberufen und in einer Rur- 
zen Anſprache auf die Bedeutung der Kriegsanleihe für 
das Reich und die Wichtigkeit einer möglichſt großen Zahl 
auch kleiner und kleinſter Zeichnungen für eine Verkür⸗ 
zung des Krieges hingewieſen. Die Sammel-Zeichnungs⸗ 
liſte wird näher erläutert, wobei hervorgehoben wird, daß 
die Firma zur Bezahlung der gezeichneten Beträge auf 
Wunſch Lohnvorſchüſſe bis zu einem beſtimmten Höchſtbe⸗ 
trage gewährt. Es wird zum Ausdruck gebracht, daß die 
Firma d. gezeichn. Beträge verauslagt u. b. einer Sparkaſſe 
oder einer Bank einzahlt. Die Zeichner haben die verz 
auslagten Beträge an die Firma zu entrichten. Dieſe ſtellt 
für jede Zahlung eine vorläufige Quittung aus. Ueber die 
eingezahlten Beträge, die mit 5 Prozent verzinſt werden, 
erhält der Zeichner ein Kriegsſparbuch der Sparkaſſe 
(Bank). Das Formular für die Sammelliſte wird dem Ver⸗ 
trauensmann mit dem Auftrage übergeben, es unter den 
Anweſenden zur Eintragung in die Liſte in Umlauf zu 
jegen. 

4. Die ausgefüllte Liſte ift dem Vertrauensmann ſpä⸗ 
teſtens am 1. Oktober 1916 wieder abzuliefern. Die Firma 
fertigt von der Liſte eine Abſchrift und gibt die Urſchrift 
an die Sparkaſſe (Bank) weiter. 


5. Die Sparkaſſe (Bank) benutzt die Endſumme der 
aufgerechneten Liſte zur Zeichnung auf die Kriegsanleihe 
und fordert den Betrag vom Arbeitgeber ein, der ihn jei- 
nerſeits von den Zeichnern entweder in einer Summe oder 
wenn Lohnvorſchüſſe beantragt ſind, durch regelmäßige 
Abzüge vom Lohn einzieht. 


6. Der vom Arbeitgeber gezahlte Betrag wird von der 
Sparkaſſe (Bank) einem beſonderen Konto gutgebracht 
und mit 5 Prozent verzinſt. Sobald für die Sparkaſſe 
(Bank) ruhigere Zeiten mit geringerer Arbeitsbelaſtung 
eintreten, ſtellt die Sparkaſſe (Bank) nach Maßgabe der 
ihr überſandten Liſte Kriegs⸗Sparbücher in Höhe der ein⸗ 
gezahlten Beträge für jeden Zeichner aus. Sobald das 
Konto des Arbeitgebers in Kriegs⸗Sparbüchern aufgeteilt 
iſt, wird das Konto gelöſcht. 

7.) Hat der Arbeitgeber den von feinen Arbeitern ge- 
zeichneten Betrag verauslagt, ſo hat der Arbeiter ein Recht 
auf Aushändigung des auf ſeinen Namen ausgeſtellten 
Kriegs⸗Sparbuchs erſt nach Tilgung ſeines Lohnvorſchuſſes. 


Grundzüge für ein Zuſammenarbeiten 


der Firma , im nachſtehenden kurz Firma genannt, 
NFC im nachſtehenden kurz Bank ge- 


1 


— 


nannt, zur Förderung der 5. Kriegsanleihe. 


1; 

Die Firma veranſtaltet unter ihren Arbeitern und An- 
geſtellten eine Sammelzeichnung für die 5. Kriegsanleihe. 
Die Zeichnungsſumme des einzelnen Arbeiters ift unbe- 
ſchränkt, ſie muß jedoch mindeſtens 10 Mark betragen. 

„Die Endſumme der gezeichneten Einzelbeträge meldet 
die Firma bei der Bank als Sammelzeichnungsſumme ib- 
res Betriebes an. Bei der Anmeldung wird die Schluß⸗ 
ſumme der Sammelzeichnung auf volle 100 Mark abge⸗ 
rundet. 


ſche Handwerk 
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Die Bank zeichnet mit dem ihr von der Firma ange⸗ 
meldeten Schlußbetrag Kriegsanleihe und behält die auf 
die Zeichnungen entfallenden Anleiheſtücke als Eigentum. 
Die Firma zahlt die Sammelzeichnungsſumme unter Ein⸗ 
reichung der abgeſchloſſenen Sammellifte zu den für die 5. 
Kriegsanleihe geltenden Zahlungsterminen ein. Die von 
der Firma bewirkten Zahlungen werden auf einem als 
Arbeiterſammelzeichnung der Firma zu benennenden 
Konto gutgebracht und mit 5 Prozent verzinſt. 

3 


Sobald es die Geſchäftslage geſtattet, teilt die Bank 
das Arbeiterſammelzeichnungskonto der Firma nach den 
in der Sammelliſte aufgeführten Einzelbeträgen in ein⸗ 
zelne Kriegsſparkonten auf. Die Guthaben der Arbeiter 
werden mit 5 Prozent verzinſt und können von den Mr- 
beitern mit 3 monatlicher Kündigungsfriſt zurückgefordert 
werden. 4. 

Die für die Arbeiter ausgeſtellten Sparbücher (Gut⸗ 
habenkarten) übergibt die Bank der Firma zur Verteilung 
an die Konteninhaber. - 

9. 

Die Firma kann einem Kontoinhaber das Sparbuch 
ſolange vorenthalten, bis der Arbeiter den von ihm in 
der Sammelliſte gezeichneten Betrag der Firma entmwe- 
der durch Barzahlung oder durch Lohnabzug erſtattet hat. 
Erfüllt der Arbeiter ſeine Verpflichtungen der Firma ge⸗ 
genüber nicht, ſo ſteht das Eigentumsrecht an dem für den 
Arbeiter ausgeſtellten Sparbuch der Firma zu. 

den 1916 


* 


Gründung einer Oſtdeutſchen Photographen⸗Genoſſenſchaft 
e G. m. b. H. 
mit dem Sitz in Thorn. Vor einigen 

Tagen traten in Wolfs Weinſtuben in Allenſtein etwa 30 
Photographen aus Oft- und Weſtpreußen zuſammen, um 
über die Bildung einer Einkaufsgenoſſenſchaft zu bera⸗ 
ten, die gerade unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
dringend erforderlich ift. Als Vertreter der Gewerbeför⸗ 
derungsſtelle zu Allenſtein war Ingenieur Euler erſchie⸗ 
nen. Verbandsdirektor Prollius, Königsberg, vom Nord⸗ 
oſtdeutſchen Genoſſenſchaftsverband gab die nötigen Auf- 
klärungen und Richtlinien für die Genoſſenſchaft. Die 
Gründung derſelben für die öſtlichen Provinzen wurde 
dez auf zum Beſchluß er oben. Die Anweſenden traten Jo- 
ſort bei; weitere 40 Photographen haben ihren Anſchluß 
in Ausſicht geſtellt. Gegenſtand des Unternehmens iſt der 
gemeinſchaftliche Einkauf der zum Betriebe des Gewerbes 
erforderlichen Rohſtoffe, Halbfabrikate und Werkzeuge 
zum Verkauf an die Mitglieder und die gemeinſchaftliche 
Uebernahme von Arbeiten und Lieferungen des Photogra⸗ 
phen⸗Gewerbes. Verſchiedene Bedarfsartikelhändler der 
Branche haben ſich ſchon zur Einräumung von Vorzugs⸗ 
preiſen für die Genoſſenſchaft bereit erklärt. Der Geſchäfts⸗ 
anteil eines jeden Genoſſen wurde auf 300 Mk. feſtgeſetzt. 
Darauf ſind ſofort 50 Mark zu zahlen, während der Reſt 
in Vierteljahresraten von 25 Mark zu entrichten iſt. Die 
Haftſumme beträgt gleichfalls 300 Mark. Das Eintritts⸗ 
geld wurde für die Gründer der Genoſſenſchaft und für die 
demnächſt Beitretenden auf 5 Mark feſtgeſetzt. 


Die „Vaterlandsſpende“. 
In der Organiſation und in der praktiſchen Arbeit der 
Vaterlandsſpende find wichtige Aenderungen vorgenom— 
men, die ſicher weite Kreiſe nicht nur intereſſieren, ſondern 
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auch zu weitgehender Unterſtützung dieſes Vereins veran- 
laſſen werden. 

Auf Anregung des Staatskommiſſars der Kriegswohl⸗ 
fahrtspflege in Preußen haben zwiſchen der Vaterlands⸗ 
ſpende einerſeits und dem Reichsausſchuß der Kriegsbeſchä⸗ 
digtenfürſorge andererſeits Verhandlungen ſtattgefunden, 
die eine Arbeitsgemeinſchaft der Vaterlandsſpende mit der 
Kriegsbeſchädigtenfürſorge und der Bäderfürſorge 
des Roten Kreuzes gebracht haben. Die Bäderfürſorge des 
Roten Kreuzes hat in einer großen Zahr von deutſchen 
Bädern etwa eine Miillon Betten geſichert und für die 
Inhaber dieſer Betten weitgehende Vergünſtigungen in der 
Aerzte⸗, Kurtaxen- und Bäderfrage erwirkt. Die Unterbrin- 
gung in jedem dieſer Plätze für etwa vier Wochen iſt mit 
150 Mark berechnet. Dieſe Stätten ſind der Vaterlands⸗ 
ſpende zur Verfügung geſtellt worden. ſodaß fie die Kriegs- 
teilnehmer, die ſie auf ihre Koſten entſendet, dort unter⸗ 
bringen kann. Auf dieſe Weiſe ſind der Vaterlandsſpende 
große Schwierigkeiten abgenommen, die in dem Rojtjpieli- 
gen Erwerb und der Erhaltung von Grundſtüchken und in 
der Erbauung neuer Heime gelegen hätten, und es können 
die ganzen geſammelten Mittel direkt der Unterbringung 
von Kriegsteilnehmern zugewendet werden. In den Bä⸗ 
dern werden die letzteren als ſelbſtändige Kurgäſte auftre- 
ten, ohne als Stipendiaten in die Erſcheinung zu treten; 
Außenſtehende merken nicht, daß ſich die Kriegsteilnehmer 
auf Koſten anderer erholen. Ausgewählt werden ſolche 
Kriegsteilnehmer, für die gewöhnlich andere Organiſati⸗ 
onen nicht zu ſorgen pflegen, in erſter Reihe nur leicht⸗ 
kranke oder nur erholungsbedürftige. Die Vaterlandsſpen⸗ 
de wird Perſonen, die ihr von ihren Obmännern oder an- 
deren Mitgliedern vorgeſchlagen werden, bei der Entſen⸗ 
dung berückſichtigen, im übrigen ſich aber von den Or⸗ 
ganen der behördlichen Kriegsbeſchädigtenfürſorge, geeig- 
nete Kriegsteilnehmer vorſchlagen laſſen. Das endgültige 
Entſcheidungsrecht über die Auswahl hat ſie überhaupt 
dieſen amtlichen Organen eingeräumt, um ihren Spendern 
und Mitgliedern dadurch die Garantie zu geben, daß die 
geſammelten Mittel wirklich nur ſolchen Perſonen zugute 
kommen, für die es im vaterländiſchen Intereſſe wün⸗ 
ſchenswert erſcheint. Auf ſolche Weiſe iſt die Tätigkeit der 
Vaterlandsſpende in die vom Staate organiſierte Arbeit 
auf dem Gebiete der Kriegsbeſchädigtentenfürſorge einge⸗ 
ordnet worden, es iſt aber andererſeits dabei jedem Deut⸗ 
ſchen die Möglichkeit erhalten geblieben, nach freiem Ent⸗ 
ſchluß und nach Maßgabe ſeiner Mittel in ſchlichter Weiſe 
an der großen Aufgabe der Geſundung der aus dem Krie— 
ge beſchädigt Heimkehrenden mitzuarbeiten und damit zu— 
gleich den Dank zu verbinden für das, was die Vaterlands⸗ 
verteidiger in dieſer großen Zeit für ihr Volk geleiſtet ha⸗ 
ben. 

Die Vaterlandsſpende möchte ihre Propaganda in 
Zukunft weniger durch Verſendung koſtſpieliger Druck- 
ſachen, die ja in der jetzigen Kriegslage ſchon aus Grün⸗ 
den der Papiererſparnis eingeſchränkt werden müſſen, ſon⸗ 
dern mehr durch perſönliche Werbung treuer Vaterlands⸗ 
freunde durchführen. Hier bietet ſich Vaterlandsfreunden 
ein weites Feld der Tätigkeit vaterländiſcher Arbeit. Her⸗ 
ren, die bereit ſind, für die gute Sache als Obmann tätig 
zu ſein, werden gebeten, dies der Geſchäftsſtelle der Va⸗ 
terlandsſpende (Berlin W. 57 Bülowſtraße 100) mitzu⸗ 
teilen. 


* 


Darf Friedensware zu Kriegspreiſen verkauft werden? 

Kürzlich war ich in einem Geſchäft Zeuge folgenden 
Vorgangs: Ein Reiſender bot dem Geſchäftsinhaber Ge- 
genſtände eines Artikels, der durch den Krieg ſehr im 
Preiſe geſtiegen iſt, an. Es war alles Kriegsware, was man 
an der Beſchaffenheit der Ware leicht ſehen konnte. Der Ge⸗ 
ſchäftsinhaber hatte von dieſem Artikel auch einige Frie⸗ 
densware auf Lager, da er ſich vor Kriegsbeginn zufällig 
reichlich eingedeckt gehabt hatte. Dieſe war natürlich von 
bedeutend beſſerer Beſchaffenheit als die vom Reiſenden 
angebotene Kriegsware. Dabei verlangte der Reiſende 
aber als Einkaufspreis einen Preis, der den Ladenpreis 


der noch vorhandenen Friedensware, wie er auf den Eti⸗ 
ketten der im Laden ſtehenden Gegenſtände verzeichnet 
war, noch mehr als das Doppelte überſtieg. Der Chef er⸗ 
klärte, er könne nichts von der angebotenen Kriegsware 
nehmen, denn was ſolle ſeine Kundſchaft denken, wenn in 
einem Laden Waren zum Verkauf ſtänden, die ſo ungleich 
im Preiſe wären, ja von der die ſchlechtere Sorte mehr als 
das Doppelte teuerer wäre als die beſſere? Der Reiſende 
verſuchte dieſe Bedenken dem Geſchäftsinhaber auszureden 
und ſagte, jener müſſe eben die Preiſe für die noch vor⸗ 
handene Friedensware ebenſo hoch anſetzen, als wie er es 
für die neue Kriegsware tun müſſe; ſo genügt ein Feder⸗ 
ſtrich auf jeder Preisetikette, um dem Uebelſtand, wegen 
deſſen er ſich vom Abſchluß des Einkaufs abhalten laſſe, ab⸗ 
zuhelfen. Dieſer aber erklärte, ſo etwas mache er nicht; 
was er noch von alten Beſtänden aus Friedenszeiten her 
da habe, das verkaufe er auch noch zu den alten Frie⸗ 
denspreiſen. 

Unzweifelhaft war dieſer Standpunkt des Kaufman⸗ 
nes ein hoch anſtändiger; er war das, was man reell 
nennt. Wie iſt es nun in dem vorhin erwähnten Falle? 
Hätte der Geſchäftsinhaber nach den beſtehenden Ge— 
ſetzen ungeſtraft dem Rate des Reiſenden folgen und 
einfach für die noch vorhandenen Friedenswaren die Prei⸗ 
ſe ſo in die Höhe ſetzen können, daß ſie denen der neuen 
Kriegsware entſprachen? Oder hätte dem etwa eine der 
vielen Bundesratsverordnungen, die während des Krieges 
zur Regulierung der Preiſe und Verhütung allzugroßer 
Preisſteigerungen erlaſſen worden ſind, entgegenkamen? 
Hierauf iſt folgendes zu antworten: Es kommt ganz da⸗ 
rauf an, um was für Gegenſtände es ſich hier handelte. 
Ich habe abſichtlich bisher nichts darüber geſagt, was für 
Gegenſtände in dem erwähnten Falle in Frage ſtanden, 
welcher „Branche“ das Geſchäft angehört. Es ijt nämlich 
zu unterſcheiden: Wenn es ſich um Gegenſtände, die nicht 
dem täglichen Bedarf dienen, handelte, alſo zum Beiſpiel 
um Luxusgegenſtände, Galanteriewaren, Reiſekoffer, Mö⸗ 
bel, Spitzenſtoffe uſw. auch nicht um Gegenſtände des 
Kriegsbedarfs, ſo hätte der Geſchäftsinhaber, auch wenn 
es nicht gerade „reell“ geweſen wäre, ſeine Preiſe für die 
noch vorhandene Friedensware beliebig in die Höhe ſet⸗ 
zen können, ohne ſich dadurch irgendwie ſtrafbar zu ma⸗ 
chen. Er hätte das Dreifache des Friedenspreiſes verlangen 
können. Ob er dann freilich noch Käufer gefunden haben 
würde, wäre ja eine andere Frage. 

Anders, wenn es ſich um „Gegenſtände des täglichen 
Bedarfs“ gehandelt hätte, insbeſondere um Nahrungsmit⸗ 
tel, Heig und Leuchtſtoffe, ſowie um Gegenſtände des 
Kriegsbedarfs. Für die Preisfeſtſetzung ſolcher Gegenſtän⸗ 
de ſind durch eine Bundesratsverordnung gegen übermä⸗ 
ßige Preisſteigerung (vom 23. Juli 1915, verſchiedentlich) 
abgeändert, zuletzt durch die beſonders wichtige Verord⸗ 
nung von 23. März 1916 beſondere Beſtimmungen ge⸗ 
troffen worden, die jeder Geſchäftsmann beachten muß, 
wenn er nicht Gefahr laufen will, mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu 10 000 M., oder mit 
beiden Strafen zuſammen beftraft zu werden. Für Gegen- 
ſtände des täglichen Bedarfs ſowie Gegenſtände des Kriegs⸗ 
bedarfs dürfen nicht Preiſe gefordert werden, die einen 
übermäßigen Gewinn enthalten. Die Bundesratsverord⸗ 
nung ſetzt nicht weiter auseinander, was unter „Gegen⸗ 
ſtänden des täglichen Bedarfs“ zu verſtehen iſt. Sie führt 
nur beiſpielsweiſe und als beſonders wichtige Gegenſtän⸗ 
de des täglichen Bedarfs an: Nahrungs- und Futtermittel 
aller Art, rohe Naturerzeugniſſe, Heiz- und Leuchtſtoffe. 
Die Gerichte werden immer im Einzelfalle zu entſcheiden 
haben, ob es ſich um einen Gegenſtand des täglichen Be⸗ 
darfs handelt oder nicht. Im allgemeinen wird man ſagen 
können, ohne ſich dadurch irgendwie ſtrafbar zu machen. Er 
die jedermann — einerlei ob reich oder arm — braucht, 
um als ziviliſierter Menſch zu leben. Daß ſie jedermann 
wirklich tagtäglich braucht, iſt dabei nicht nötig. Man wird 
darunter auch 3. Beiſpiel Schuhwerk, Kleider (natürlich 
nicht ſeidene oder jonftige Luxus⸗Kleider), Druchpapier 
und Packpapier, nicht dagegen beſonders feine Luxuspa⸗ 
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piere rechnen, auch die für jedermann notwendigen Haus- 
und Küchengeräte aus Holz und Eiſen. Im allgemeinen 
werden aus ſozialen Gründen die Gerichte geneigt ſein, den 
Begriff eher weit als zu eng zu ſpannen. Was unter „Ge⸗ 
genſtänden des Kriegsbedarfs“ zu verſtehen iſt, iſt leichter 
zu verſtehen. Es ſind dies alle Gegenſtände, die das Reich 
zur Ausrüſtung der Truppen und Geräte braucht; Gegen⸗ 
ſtände, die die Privatleute ihren Angehörigen ins Feld 
ſchicken, fallen nicht darunter; diefe können aber „Gegen⸗ 
ſtände des täglichen Bedarfs“ ſein — außer Eh- und Raud- 
waren — zum Beiſpiel Taſchenmeſſer, Feuerzeuge, Ta⸗ 
ſchenlampen-Batterien und können aus dieſem Grunde un- 
ter die Beſtimmung der Bundesratsverordnung fallen. 
Für Gegenſtände des täglichen Bedarfs ſowie ſolche des 
Kriegsbedarfs dürfen nicht Preiſe gefordert werden, die ei⸗ 
nen übermäßigen Gewinn enthalten. Die Frage, wann ein 
Gewinn übermäßig iſt, iſt auch nicht ſchlechthin zu beant⸗ 
worten. Die Bundesratsverordnung jagt, daß die geſamten 
Verhältniſſe und insbeſondere die Marktlage zu berück⸗ 
ſichtigen ſeien. Aber es kann ein Gewinn übermäßig ſein, 
auch wenn ein geforderter Preis dem herrſchenden Markt⸗ 
preiſe entſpricht. Wenn ein Geſchäftsmann Waren, wie ſie 
die erwähnte Bundesratsverordnung im Auge hat, noch 
zum Friedenspreiſe eingekauft hat und ſie nun zu einem 
Mehrfachen dieſes Preiſes verkauft, bloß weil die Waren 
ſo teuer im Verkaufe kommen würden, wenn er ſie jetzt 
zu Kriegspreiſen einkaufen würde, und weil andere Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe, die nur mehr Kriegsware führen, ſolche 
hohen Preiſe verlangen — dann würde dieſer Geſchäftsin⸗ 
haber einen „übermäßigen Gewinn“ fordern. Denn dieſer 
Mehrgewinn würde in keinem Verhältnis zu dem von ihm 
angelegten Einkaufspreis und zu der von ihm 

auf die Ware verwendeten Mühe ſtehen; der Mehrgewinn 
würde nicht dem Gewinn entſprechen, den ein Geſchäfts⸗ 
inhaber herkömmlicherweiſe an einer Ware zu verdienen 
pflegt; er würde ein übermäßiger Kiegsgewinn ſein, wie 
ihn die Bundesratsverordnung im Intereſſe der Allgemein⸗ 
heit verhüten will. 

Die Forderung eines folden kriegswucheriſchen Prei- 
ſes würde den Geſchäftsinhaber nicht nur einer Beſtrafung 
in der oben erwähnten Höhe ausſetzen, ſondern würde ſo⸗ 
gar die Folge haben können, daß ihm auf Grund einer 
anderen Bundesratsverordnug — der vom 23. Septem⸗ 


ber 1915 zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen vom 
Handel — der Handel mit Gegenſtänden des täglichen Be- 
darfs und des Kriegsbedarfs gänzlich unterſagt würde. 

Aus der zuletzt erwähnten Bundesratsverordnung 
folgt aber natürlich nicht, daß ein Geſchäftsinhaber Frie⸗ 
densware unbedingt immer genau zu demſelben Preiſe 
wie im Frieden verkaufen muß. Erlaubt iſt es, daß er ei⸗ 
nen mäßigen Aufſchlag, der ſeinen durch den Krieg ja be⸗ 
deutend erhöhten Unkoſten und neuen Laſten entſpricht, 
auf die Friedenspreiſe vornimmt. Ein ſolcher ſorgfältig kal- 
kulierter Aufſchlag auf die Friedenspreiſe würde auch bei 
Gegenſtänden des täglichen Bedarfs und bei ſolchen des 
Kriegsbedarfs keinen übermäßigen Gewinn darſtellen und 
von jedem Richter für berechtigt angeſehen werden. 


Kettenhandel. 

Der Freie Ausſchuß der deutſchen Genoſſenſchaftsver⸗ 
bände, dem angeſchloſſen ſind: Allgemeiner Verband der 
auf Selbſthilfe beruhenden deutſchen Erwerbs- und Wirt- 
ſchaftsgenoſſenſchaften e. V., Generalverband ländlicher 
Genoſſenſchaften für Deutſchland e. V. Hauptverband 
deutſcher gewerblicher Genoſſenſchaften e. V., Reichsver⸗ 
band der deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaft e. 
V., hat am 15. Auguft 1916 eine Sitzung abgehalten. Auf 
Anregung des Reichsverbandes hat der Freie Ausſchuß u. 
a. zu der Frage Stellung genommen, ob die Bundesrats⸗ 
verordnung über den Handel mit Lebens- und Futtermit⸗ 
teln und zur Bekämpfung des Kettenhandels vom 24. Ju⸗ 
ni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. 1916 S. 581) ſich auch auf eingetra⸗ 
gene Genoſſenſchaften bezieht. Der Freie Ausſchuß hat fidh 
nach eingehender Beſprechung dahingehend ſchlüſſig ge- 
macht, daß eingetragene Genoſſenſchaften, ſeien es land⸗ 
wirtſchaftliche oder Konſumgenoſſenſchaften, ſofern fie nur 
unmittelbar an die Verbraucher Lebens- und Futtermittel 
abgeben, gemäß § 1 Ziffer 2 der in Rede ſtehenden Ver⸗ 
ordnung der Konzeſſionspflicht nicht unterliegen. 


Im Auftrage der Handwerkskammer 
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